
10  Strahlentelex  Nr. 698-699 / 02.2016 

der Sitzung vor allem, ob das 

Umweltministerium auch die 

Beteiligungsverwaltung der 

BGE übernehmen soll, die zu 

hundert Prozent in öffentlicher 

Hand bleiben soll. 

Auch die Bundesregierung ist 

noch unentschieden, heißt es. 

Das hätten Vertreter des 

BMUB und des Bundesminis-

teriums für Wirtschaft und 

Energie (BMWi) deutlich ge-

macht. Hans-Christoph Pape 

vom BMWi habe klargestellt, 

dass sein Ministerium bereit 

sei, die Beteiligungsverwal-

tung zu übernehmen. Dafür 

habe es auch die Unterstüt-

zung des Bundesfinanzminis-

teriums. Für die Übernahme 

spreche, dass es bei einer 

Trennung zwischen BMWi 

und BMUB zur keiner Ver-

quickung von Interessen kä-

me, die entstehen könnte, 

wenn BGE und BfE beide un-

ter dem Dach des BMUB be-

stünden. Zudem habe das 

BMWi die erforderlichen 

Kompetenzen in Nuklearfra-

gen und Erfahrungen mit 

Großprojekten, meinte Pape. 

Entschieden dagegen sprach 

sich Wolfgang Cloosters vom 

BMUB aus. Ziel der Neuor-

ganisation sei es, durch „klare 

Strukturen“ Schnittstellen ab-

zubauen, die Effizienz zu stei-

gern und Reibungsverluste zu 

vermeiden. Die notwendige 

Steuerung des Vorhabenträ-

gers müsse derjenige über-

nehmen, der die originäre 

Sachverantwortung für die 

Endlagerung habe – und das 

sei das Umweltministerium. 

Eine Streuung der Verantwor-

tung ergebe keinen Sinn und 

könne zu Ineffizienzen, Strei-

tereien und Reibungsverlusten 

führen. 

Wolfram König, Präsident des 

Bundesamtes für Strahlen-

schutz, sprach sich ebenfalls 

für die BMUB-Lösung aus. Es 

brauche eine „Konsistenz in 

der Verantwortungsstruktur“. 

Die neuen Strukturen dienten 

auch dazu, Glaubwürdigkeit 

aufzubauen. Diese könne aber 

verloren gehen, wenn der 

Verdacht entstünde, dass die 

Strukturen zu Interessenkolli-

sionen führten. Mögliche Kon-

flikte zwischen BGE und BfE 

würden sich bei einer getrenn-

ten Struktur zudem auf die 

Ministerialebene verschieben, 

sagte König. 

Unter den Kommissionsmit-

gliedern sprachen sich vor al-

lem die Gewerkschaftsvertre-

ter Edeltraud Glänzer und Er-

hard Ott sowie Bruno Thom-

auske für die BMWi-Lösung 

aus. Ott sagte, es mache Sinn, 

Betreiberaufgaben und Auf-

sicht zu trennen. Glänzer be-

tonte, dass auch die für Ent-

sorgungs- und Endlagerpro-

jekte wichtige Bundesanstalt 

für Geowissenschaften und 

Rohstoffe (BGR) sowie die 

Bundesanstalt für Materialfor-

schung und -prüfung beim 

BMWi angesiedelt seien, was 

für die Kompetenz des Minis-

teriums spreche. Thomauske 

verwies ebenfalls auf die BGR 

und argumentierte, dass durch 

eine Ansiedlung der BGE 

beim Wirtschaftsministerium 

Reibungsverluste vermieden 

werden könnten. Zudem wer-

de der europarechtlich in Nuk-

learfragen gebotene Trennungs-

grundsatz zwischen Betreiber- 

und Aufsichtsfunktion eher in 

einer solchen Konstellation er-

füllt, auch wenn eine solche 

Trennung nicht unbedingt 

notwendig sei. 

Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 

90/Die Grünen) verwahrte 

sich – wie auch andere Kom-

missionsmitglieder – gegen 

die Bemühung des Tren-

nungsgrundsatzes. Diesem wer-

de durch die Trennung von 

BGE und BfE Rechnung ge-

tragen. Es gebe kein Mehr an 

Erfüllung des Grundsatzes. 

„Entweder er wird erfüllt oder 

nicht“, sagte Kotting-Uhl. 

Steffen Kanitz (CDU) hinge-

gen sagte, dass der Tren-

nungsgrundsatz gar nicht so 

sehr im juristischen Sinne ver-

standen werden müsse. Viel-

mehr sei es wichtig, dass die 

BGE auf Augenhöhe mit dem 

BfE agieren könne. In diese 

Richtung argumentierte auch 

Atomindustrie-Vertreter Gerd 

Jäger. Die Kernfrage sei, ob 

das BGE unter BMUB-

Beteiligung seine treibende 

Rolle in der Endlager-Suche 

eigenständig wahrnehmen kön-

ne, sagte Jäger. 

Deutlich gegen eine Beteili-

gung des BMWi sprachen sich 

die Ko-Vorsitzenden des 

Gremiums, Ursula Heinen-

Esser und Michael Müller, 

aus. Es ergebe unter „Effi-

zienzgesichtspunkten“ über-

haupt keinen Sinn, verschie-

dene Ministerien einzubinden, 

sagte Heinen-Esser. Mit der 

Frage soll sich nun die zu-

ständige Arbeitsgruppe 2 er-

neut auseinandersetzen. 

Die Endlager-Kommission soll 

bis Ende Juni 2016 einen Ab-

schlussbericht vorlegen. In 

ihm sollen gesellschaftliche 

und wissenschaftlich-techni-

sche Kriterien und Prozesse 

der Suche nach einem Endla-

ger für insbesondere hoch ra-

dioaktive Abfallstoffe vorge-

schlagen werden. Vorher soll 

ein Entwurf des Berichtes an-

geblich noch in der Öffent-

lichkeit diskutiert werden.  

 

 

 

 

Atommüll 
 

Kritik am Leit-
bild der Endla-
gerkommission 
 
Die Endlagerkommission er-

arbeitet ihren Schlussbericht. 

Der Kommissionsvorsitzende 

Michael Müller hat dazu ein 

Leitbild vorgelegt, in dem es 

heißt, es müsse zu einer neuen 

„Vertrauensbildung“ kommen, 

Politik und Gesellschaft müss-

ten fähig sein, aus der Ver-

gangenheit zu lernen. 

Neben wissenschaftstheoreti-

schen und industriepolitischen 

Erwägungen im Zusammen-

hang mit der Atomkraftnut-

zung für die Stromerzeugung 

befasst sich das Leitbild auch 

ausführlich mit dem Standort 

Gorleben. 

„In den letzten Jahrzenten 

kam es zu massiven gesell-

schaftlichen Auseinanderset-

zungen und zu heftigem Wi-

derstand gegen den Bau und 

den Betrieb von Kernkraft-

werken und gegen Lager-

standorte für radioaktiver Ab-

fälle - insbesondere in der Re-

gion um Gorleben“, schreibt 

Müller. Die Kommission be-

reite mit ihren Kriterien und 

Empfehlungen nun die Suche 

nach einem Standort für die 

Lagerung insbesondere hoch 

radioaktiver Abfälle vor, der 

die bestmögliche Sicherheit 

gewährleistet. Sie beschreibe 

auch nach einem ergebnisof-

fenen Prozess einen Pfad, der 

wissenschaftlich fundiert sei 

und größtmögliche Sicherheit 

zu gewährleisten vermag.  

Die Bürgerinitiative Lüchow-

Dannenberg (BI) widerspricht: 

„Die Fokussierung auf tiefen-

geologische Formationen wie 

Salz, Ton und Granit ent-

spricht nicht dem aktuellen 

Stand von Wissenschaft und 

Forschung. Unter dem Zeit-

druck, dem die Kommission 

sich beugt, kann allerdings 

nichts anderes zustande kom-

men als ein derartiger Kurz-

schluss. Der gesellschaftliche 

Umgang mit dem Müll, der 

eine Million Jahre sicher ver-

wahrt werden soll, darf nicht 

unter enormem Zeitdruck 

stattfinden.“ BI-Sprecher Wolf-

gang Ehmke: „Hier wird nicht, 

wie behauptet, aus der Ver-

gangenheit gelernt.“ 

Leitbild der Endlagerkommission: 

www.bi-luechow-

dannenberg.de/?p=15853   
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